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Regierungspräsidium Karlsruhe | 76247 Karlsruhe 

per Postzustellungsurkunde 
SAINT-GOBAIN ISOVER G+H AG 

vertreten durch Herrn Christian Tüll-
mann 

Bürgermeister-Grünzweig-Straße 1 
67059 Ludwigshafen 

 

Abteilung 5 – Umwelt 

Name:  

Telefon:  

E-Mail:  

Geschäftszeichen: RPK542-882-1799/9/10 

 (bei Antwort bitte angeben) 

 

Datum: 18.05.2026 

 

Antragsunterlagen einsehbar unter:  
https://cloud.landbw.de/index.php/s/WnH6m6XAL3F
5TjE  
 
einschlägiges BVT-Merkblatt: BVT-Merkblatt für die 
Glasherstellung  

 

Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
Antrag auf Erteilung einer Genehmigung nach § 16 Abs. 1 BImSchG zur 
Änderung von Anlagen zum Schmelzen mineralischer Stoffe und zur 
Herstellung von Mineralfasern sowie Errichtung neuer Anlagen und 
Bauwerke am Standort der SAINT-GOBAIN ISOVER G+H AG, Am Hafen 
20 in 68526 Ladenburg  
Ihr Antrag vom 22.10.2024, mit Ergänzungen vom 19.11.2024, 16.12.2024, 
19.12.2024, 01.10.2025, 12.12.2025 und 07.05.2026  

                                                                                                                                                                                 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

auf Ihren Antrag vom 22.10.2024, ergänzt am 19.11.2024, 16.12.2024, 19.12.2024, 01.10.2025, 

12.12.2025 und 07.05.2026, erteilen wir Ihnen gemäß §§ 4 ff., 10 und 16 des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes (BImSchG) die 
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1. Immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
 
1.1 für die Änderung Ihrer Anlage, Am Hafen 20 in 68526 Ladenburg, Flurstück-Nr. 3195/2, 

konkret: 
 

1.1.1 Betriebseinheit I: Errichtung und Betrieb von Sauerstofftanks mit einer Gesamt-
menge von 150.000 kg Sauerstoff. 
 

1.1.2 Betriebseinheit II: Austausch der bestehenden Schmelzwanne durch einen 
neuen Ofen mit Oxy-Fuel-Technik und einer Schmelzleistung von maximal 400 
Tonnen pro Tag. 
 

1.1.3 Betriebseinheit III: Austausch der bestehenden Zerfaserungsanlage und des 
Härteofens durch eine neue Zerfaserungsanlage sowie einen neuen Härteofen; 
Errichtung und Betrieb einer regenerativ-thermischen Oxidation (RTO) zur Ab-
luftreinigung. 
 

1.1.4 Errichtung eines neuen Ofengebäudes mit einem neuen Kamin. 
 

1.2 Die Genehmigung erfolgt unter den in Ziffer 4 dieses Bescheides aufgeführten Neben-
bestimmungen. 
 

1.3 Der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung liegen die mit dem Dienstsiegel des 
Regierungspräsidiums Karlsruhe versehenen Antragsunterlagen vom 22.10.2024 zu-
letzt ergänzt am 07.05.2026 zugrunde. Die Anlagen sind nach diesen Unterlagen zu er-
richten und zu betreiben, soweit in den Nebenbestimmungen nichts Anderes festgelegt 
ist. 
 

1.4 Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG die Bau-
genehmigung nach §§ 49, 58 der Landesbauordnung (LBO) ein. 
 

1.5 Die Baugenehmigung wird o h n e Baufreigabe erteilt. 
 

1.6 Die Inbetriebnahme darf erst nach Erteilung der wasserrechtlichen Eignungsfeststel-
lung nach § 63 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für den Öllagerraum erfolgen. 
 

1.7 Diese Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Eintritt ihrer 
Bestandskraft mit der Umsetzung begonnen wird. 
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1.8 Soweit in dieser Genehmigung nichts Anderes festgelegt ist, gelten vorangegangene 
Planfeststellungsbeschlüsse, Genehmigungen und Anordnungen, insbesondere für die 
regelmäßige Wartung der Anlagen und für die Maßnahmen zur Vermeidung der Ver-
schmutzung von Boden und Grundwasser, weiter. 
 

1.9 Der Genehmigungsbescheid ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, 
die nach § 13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden. 
 

1.10 Die Inbetriebnahme der geänderten Anlage ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe 
spätestens vier Wochen vorher anzuzeigen. 
 

1.11 Für diese Entscheidung wird eine Gebühr in Höhe von  € festgesetzt. 

 

2. Antragsunterlagen 
 

Dieser Entscheidung liegen die nachfolgenden, mit dem Dienstsiegel des Regierungspräsidi-

ums Karlsruhe versehenen Antragsunterlagen zu Grunde. 

 
Register Beschreibung 

1 Online-Antrags PDF 
 Hinweise zum Antragsformular 

2 3. Betriebsstätte und Standort 
 Plan Schutzgebiete Biotope 

3 4. Verfahrensart 
 Erläuterungen Betriebsgeheimnisse 
 Abtrag auf Zulassung eines vorzeitigen Beginns nach §8a BImSchG 

4 5. Allgemeine Pläne, Zeichnungen und Beschreibungen 
 Kurzbeschreibung zum Vorhaben 
 Ausführliche Beschreibung des Vorhabens  
 Lageplan 
 Übersichtsplan 

5 10. Anlagen- und Betriebsbeschreibung 
 Formblatt 2.1 „Technische Betriebseinrichtungen“ 
 Formblatt 2.2 „Produktionsverfahren / Einsatzstoffe“ 
 Ausführliche Anlagen- und Betriebsbeschreibung  
 Erläuterung Anlagenbeschreibung 
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 Sicherheitsdatenblätter 
6 11. Luftschadstoffe 
 Formblatt 3.1 „Emissionsverursachende Betriebsvorgänge“ 
 Formblatt 3.2 „Emissionsmindernde Maßnahmen“ 
 Formblatt 3.3 „Emissionsquellen“ 
 Erläuterungen Luftschadstoffe 
 Nachforderungen Erläuterungen Luftschadstoffe 
 Schornsteinhöhenberechnung  
 Ausbreitungsberechnung 
 HVG Gutachten zu Emissionswerten 
 SGD TÜV Saar Zweitgutachten zu Emissionsgrenzwerten 

7 12. Lärm, Erschütterungen, elektromagnetische Felder und Licht 
 Formblatt 4 „Lärm“ 
 Erläuterungen Lärm Erschütterungen 
 Schalltechnisches Gutachten 

8 13. Abwasser 
 Formblatt 5.1 „Abwasseranfall“ 
 Formblatt 5.2 „Abwasserbehandlung“ 
 Formblatt 5.3 „Einleitung“ 
 Erläuterungen Abwasser 

9 14. Wassergefährdende Stoffe 
 Formblatt 6.1 „Übersicht Wassergefährdende Stoffe“ 
 Formblatt 6.2 
 Erläuterungsbericht „Wassergefährdende Stoffe“ 

10 15. Abfall 
 Formblatt 7 „Abfall“ 
 Erläuterungen Abfall 

11 16. Arbeitsschutz, Brandschutz und Betriebssicherheit 
 Formblatt 8 „Arbeitsschutz“ 
 Erläuterungen Arbeitsschutz 
 Brandschutzkonzept 

12 17. Ausgangszustandsbericht, Überwachungsmaßnahmen Boden- und 
Grundwasserschutz 

 Formblatt 9 „Ausgangszustandsbericht“ 
 Gutachten Ausgangszustandsbericht 

13 18. Anlagensicherheit 
 Störfallrelevanz 

14 19. Umweltverträglichkeitsprüfung 



 

 

Seite 5 von 37 

 Formblatt 11 „Umweltverträglichkeitsprüfung“ 
 Erläuterungen zur UVP-Vorprüfung 

15 20. Bauantrag 
 Baueingabepläne, Lageplan, Übersichtsplan, Baubeschreibung, Erhe-

bungsstatistik, Planverzeichnis 
16 Maßnahmen nach Betriebseinstellung 
17 Nachforderungen Sauerstoffversorgung 
18 Nachforderungen Rückkühlanlagen 

 

 

3. Beschreibung der Änderungen 

 
Die Firma SAINT-GOBAIN ISOVER G+H AG betreibt in ihrem Werk am Standort Am Hafen 20 in 

Ladenburg Anlagen zum Schmelzen mineralischer Stoffe und zur Herstellung von Mineralfa-
sern, einschließlich der erforderlichen Nebenanlagen sowie Systeme für die Energie- und Medi-

enversorgung. Im Rahmen des Projekts „ROSLAD“ sollen die bestehenden Anlagen der 
Schmelzwanne LA I, der Zerfaserungsanlage und des Härteofens stillgelegt und durch techno-

logisch fortschrittliche Anlagen ersetzt werden. Ziel ist die Verbesserung der Produktqualität, 

die Erhöhung der Energieeffizienz, die Reduktion von CO2 und Schadstoffemissionen, die Stei-

gerung des Recyclinganteils und die Senkung der Herstellungskosten. 
 

Die Betriebseinheit I (Versorgungsanlagen) wird durch die Erweiterung der Sauerstoffversor-
gung angepasst, indem die Lagerkapazität von einem Vorratstank (30 m³) auf drei Vorratstanks 

(je 60 m³) für tiefkalten, flüssigen Sauerstoff (LOX) erhöht wird, mit einer maximalen Lager-
menge von 150 Tonnen. Die Ölversorgung wird zurückgebaut, da die neuen Schmelzaggregate 

kein Heizöl EL mehr benötigen, und der Prozesswasserkreislauf wird von 600 m³ auf etwa 200 
m³ reduziert. Weitere Versorgungsanlagen, wie die Entladestation, Bindemittelanlage oder 

Stromversorgung, bleiben unverändert. 
 

Die wesentliche Änderung in der Betriebseinheit II betrifft den Austausch der bestehenden 
Schmelzwanne LA I durch einen neuen Schmelzofen mit  Techno-

logie in Kombination mit Oxy-Fuel-Technik. Bei dieser Technik erfolgt der Energieeintrag direkt 
über eingetauchte Brenner, wodurch eine intensive Durchmischung und schnelle Wärmeüber-

tragung im Schmelzbad erreicht und damit der Betrieb der Wanne im Vergleich zu einer kon-
ventionellen U-Flamme deutlich flexibilisiert wird. Die Oxy-Fuel-Technik nutzt Erdgas und Sau-

erstoff als Oxidationsmittel, was zu einer homogeneren Schmelze, niedrigeren NOx- und CO2- 
Emissionen sowie einem geringeren Energieverbrauch führt. Dieser neue Ofen ermöglicht eine 
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Schmelzleistung von maximal 400 Tonnen pro Tag, im Vergleich zu den bisherigen 340 Tonnen 

pro Tag, und wird in einem neuen Ofengebäude mit einem neuen Kamin Q202 betrieben. Die 
Schmelzwanne LA III wird dauerhaft außer Betrieb genommen, sodass zukünftig nur noch eine 

Produktionslinie betrieben wird. 

 

In der Betriebseinheit III wird die bestehende Zerfaserungsanlage, die nach dem Sillan-Prozess 
arbeitet, durch eine neue Anlage mit Kaskadenschleuderverfahren (REX-Prozess) ersetzt. Diese 

Anlage, die den Spezifikationen des Herstellers Izoteh d.o.o. entspricht, ermöglicht eine effizi-
entere Faserherstellung und die vollständige Verwertung von Mineralwolleabfällen im Produk-

tionsprozess.  

 

Zusätzlich wird ein neuer, breiterer Härteofen in Betriebseinheit IV installiert, der ebenfalls den 
Spezifikationen von Izoteh d.o.o. entspricht, sowie eine regenerative thermische Oxidation 

(RTO) zur Abluftreinigung eingeführt, um die Emissionen weiter zu reduzieren. 
 

 

4. Nebenbestimmungen 
 

4.1 Allgemeines 

4.1.1 Die Anlage ist nach Maßgabe des Antrags und der vorgelegten Antragsunterlagen zu er-
richten, zu betreiben sowie instand zu halten, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

4.1.2 Der Genehmigungsbescheid oder eine Abschrift sowie die zugehörigen Antragsunterla-

gen sind ständig am Betriebsort der Anlage aufzubewahren und auf Verlagen den Über-
wachungsbehörden vorzulegen. 

4.1.3 Eine ordnungsgemäße und fachkundige Bauleitung muss jederzeit gewährleistet sein. 

Der Antragsteller hat dem verantwortlichen Bauleiter die Bestimmungen dieser Entschei-

dung gegen Unterschrift zur Kenntnis zu geben. 

4.1.4 Während der Bauarbeiten und nach Abschluss der Bauarbeiten ist durch geeignete Maß-
nahmen sicher zu stellen, dass Unbefugte keinen Zutritt zu den Anlagenteilen haben. 

4.1.5 Bei einer Stilllegung des Gesamtbetriebes oder einzelner Anlagen ist § 5 Abs. 3 BImSchG 

zu beachten. Die geplanten Maßnahmen sind frühzeitig mit dem Regierungspräsidium 
Karlsruhe abzustimmen 
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4.2 Immissionsschutz 

Staub und Luftschadstoffe 

4.2.1 Allgemein 

4.2.1.1 Die Fahrwege im Anlagenbereich sind in ordnungsgemäßem Zustand zu halten und 

mindestens aber einmal pro Woche, sowie nach Bedarf, zu reinigen. Die Reinigung ist 

im Betriebstagebuch zu dokumentieren. 

4.2.1.2 Entsprechend der „Schornsteinhöhenbestimmung im Rahmen der Antragstellung 

nach § 16 BImSchG: Änderung einer Anlage zum Schmelzen mineralischer Stoffe und 
zur Herstellung von Mineralfasern“ der SCHUSTER UMWELTPLAN Ingenieurgesell-

schaft mbH vom 16.12.2024 sind die Abgase der Anlage über Schornsteine mit folgen-
den Mindesthöhen über Grund senkrecht nach oben in die Atmosphäre abzuleiten: 

Schornstein Höhe über Grund (m) 

202 (neu, Doppelmantelkamin) 

521 (Bestand) 

50 

12 

 

Hinweise (4.2.1.3 bis 4.2.1.4) 
4.2.1.3 Die „Immissionsprognose im Rahmen der Antragstellung nach § 16 BImSchG: Ände-

rung einer Anlage zum Schmelzen mineralischer Stoffe und zur Herstellung von Mi-

neralfasern“ der SCHUSTER UMWELTPLAN Ingenieurgesellschaft mbH vom 

12.12.2024 ist Bestandteil der Genehmigung. Die darin aufgeführten technischen bzw. 

organisatorischen Maßnahmen sind bei der Errichtung und dem Betrieb der Anlage 

zu beachten. Die organisatorischen Maßnahmen sind in einer Betriebsanweisung 
festzulegen.  

4.2.1.4 Die geplante Anlage ist so zu errichten und zu betreiben, dass während des gesamten 

Anlagenbetriebs staubförmige Emissionen, soweit nach dem Stand der Technik mög-

lich, vermieden werden. 

 

4.2.2  

4.2.2.1 Grenzwerte 

Die Emissionen im abgeführten Abgas der  - 
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Wanne (Quelle 202) dürfen die nachfolgenden produktbezogenen Emissionsbegren-

zungen – jeweils angegeben als kg/tgeschmolzenes Glas   – nicht überschreiten. 

Spezifische  
Emission 

Grenzwert 
(kg/tgeschmolzenes Glas) 

Staub 

SOx als SO2 
NOx als NO2 

Chlorverbindungen als HCl 
Fluorverbindungen als HF 

Kohlenmonoxid 

0,02 

0,71 
0,50 

0,020 
0,010 

0,20 

 

4.2.2.2 Einzelmessungen 

4.2.2.2.1 In den ersten drei Monaten nach Inbetriebnahme der Anlage ist die Einhaltung der 

Anforderungen an die Emissionsgrenzwerte für die  unter 

Nebenbestimmung 4.2.2.1 durch interne Emissionsmessungen nachzuweisen. Die 
Messungen sind im repräsentativen Regelbetrieb durchzuführen. Die Messplanung 

ist mindestens vier Wochen vor Messbeginn mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe 

abzustimmen.  

Sofern die Messergebnisse wesentliche Abweichungen von den festgelegten Emissi-

onsgrenzwerten aufweisen, behält sich das Regierungspräsidium eine Anpassung der 

Emissionsgrenzwerte vor. 

4.2.2.2.2 Die Einhaltung der unter Nebenbestimmung 4.2.2.1 festgelegten Emissionsbegren-

zungen für die SCM-Wanne bzw. die Betriebseinheiten III-V über die Quelle Q202 ist 
erstmalig frühestens drei und spätestens sechs Monate nach der ersten Inbetrieb-

nahme der Anlage und anschließend wiederkehrend alle drei Jahre durch ein Mess-
gutachten einer nach § 26 i. V. m. § 29 b Bundes-Immissionsschutzgesetz bekannt 

gegebenen Stelle nachzuweisen. Die Messungen sollen bei Betriebsbedingungen 
durchgeführt werden, die erfahrungsgemäß zu den höchsten Emissionen führen kön-

nen. 

Die in der Nebenbestimmung 4.2.2.1 festgelegten Anforderungen sind eingehalten, 

sofern kein Mittelwert, der über die jeweilige Probenahmezeit gebildet wird, diese 
Werte überschreitet. 
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4.2.3 Betriebseinheiten III: Fasererzeugung, IV:  Weiterverarbeitung und V: Lamellenanlage, 
Verpackung, Versand und Lager 

4.2.3.1 Grenzwerte 

Die Emissionen im abgeführten Abgas der Betriebseinheiten III: Fasererzeugung, IV:  
Weiterverarbeitung und V: Lamellenanlage, Verpackung, Versand und Lager (Quelle 

Q202) dürfen die nachfolgenden Emissionsbegrenzungen nicht überschreiten. Auch 

die in der nachfolgenden Tabelle angegebenen Messarten und Messintervalle sind 

einzuhalten. 

Emission 

(Konzentration) 

Grenzwerte 

(mg/Nm³) 

Messart 

Gesamtstaub  

Ammoniak 
Formaldehyd  

Phenol 
Organische Stoffe  

Stickstoffoxide als NO2 

10 

60 
5 

10 
30 

50* 

halbjährliche Einzelmessung 

kontinuierliche Messung 
kontinuierliche Messung 

kontinuierliche Messung 
Einzelmessung 

Einzel-/kontinuierliche Messung* 

* Angabe des Betreibers des zu erwartenden NO2-Wertes (halbjährliche Einzelmes-

sung), Grenzwert für kontinuierliche Messung: 350 mg/Nm3  

4.2.3.2 Da der Massenstrom der Stickstoffoxide NOx (angegeben als NO₂) zum Zeitpunkt der 

Antragstellung lediglich überschlägig berechnet und noch nicht messtechnisch er-
mittelt ist, kann über die Erforderlichkeit einer kontinuierlichen Emissionsüberwa-

chung derzeit nicht abschließend entschieden werden.  

Für die NOx-Emissionen wird zunächst ein Emissionsgrenzwert von 50 mg/Nm³. 

Nach Inbetriebnahme der Anlage werden Einzelmessungen der NOx-Emissionen 
durchgeführt. Die Messungen haben im repräsentativen Regelbetrieb innerhalb von 

drei Monaten nach Aufnahme des Dauerbetriebs zu erfolgen. Die Messplanung ist 
mindestens vier Wochen vor Messbeginn mit dem Regierungspräsidium Karlsruhe ab-

zustimmen. 

Auf Grundlage der Ergebnisse behält sich das Regierungspräsidium Karlsruhe eine 

Anpassung des Grenzwertes sowie die Anordnung einer kontinuierlichen Emissions-
messung vor. 
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4.2.3.3 Einzelmessungen 

Die Einhaltung der unter Nebenbestimmung 4.2.3.1 festgelegten Emissionsbegren-

zungen für die Betriebseinheiten III-V über die Quelle Q202 ist erstmalig für Gesamt-
staub, Ammoniak, Formaldehyd, Phenol und organische Stoffe frühestens drei und 

spätestens sechs Monate nach der ersten Inbetriebnahme im Dauerbetrieb der An-
lage und anschließend wiederkehrend halbjährlich für Stickstoffoxide, jährlich für Ge-

samtstaub und alle drei Jahre für organische Stoffe durch ein Messgutachten einer 

nach § 26 i. V. m. § 29 b Bundes-Immissionsschutzgesetz bekannt gegebenen Stelle 

nachzuweisen. Die Messungen sollen bei Betriebsbedingungen durchgeführt werden, 
die erfahrungsgemäß zu den höchsten Emissionen führen können. 

Die in den Ziffern 4.2.3.1 festgelegten Anforderungen für die Einzelmessungen sind 

eingehalten, sofern kein Mittelwert, der über die jeweilige Probenahmezeit gebildet 
wird, diese Werte überschreitet. 

4.2.3.4 Kontinuierliche Messung 

4.2.3.4.1 Zur Überwachung der Emissionen ist die Emissionsquelle Q202 nach Nebenbestim-
mung 4.2.3 Betriebseinheiten III: Fasererzeugung, IV: Weiterverarbeitung und V: La-

mellenanlage, Verpackung, Versand und Lager zur Feststellung der Werte für 

- organische Stoffe der Klasse I (hier: Phenol und Formaldehyd) 

- Ammoniak 

mit kontinuierlichen Mess- und Registriereinrichtungen und den zur Beurteilung des 

ordnungsgemäßen Betriebs erforderlichen Parametern Abgastemperatur, Feuchte-

gehalt und Druck auszurüsten. 

Messeinrichtungen für den Feuchtegehalt sind nicht notwendig, soweit das Abgas vor 

der Ermittlung der Massenkonzentration der Emissionen getrocknet wird. 

4.2.3.4.2 Nach Inbetriebnahme der geänderten Anlage hat der Betreiber die Mess-, Auswerte- 

und Übertragungseinheiten nach Nebenbestimmung 4.2.3.4.1 von einer nach § 26 
BImSchG zugelassenen Stelle kalibrieren und mindestens einmal jährlich auf Funkti-

onsfähigkeit prüfen zu lassen. Die Kalibrierung ist nach Erreichen des ungestörten 
Betriebes, jedoch frühestens 3 Monate und spätestens 6 Monate nach Inbetrieb-
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nahme und anschließend wiederkehrend spätestens alle 3 Jahre durchzuführen. Be-

richte über die Prüfung auf Funktionsfähigkeit und über das Ergebnis der Kalibrierung 
sind dem Regierungspräsidium Karlsruhe innerhalb von 8 Wochen nach Prüfung und 

Kalibrierung vorzulegen. 

4.2.3.4.3 Die kontinuierliche Überwachung der Emissionen nach Nebenbestimmung 4.2.3.4.1 
hat nach Kalibrierung der Messgeräte zu erfolgen. Ab diesem Zeitpunkt ist nachzu-

weisen, dass die Emissionsgrenzwerte eingehalten werden. 

Die in der Nebenbestimmung 4.2.3.1 festgelegten Anforderungen für die kontinuierli-
chen Messungen sind eingehalten, sofern kein Tagesmittelwert diese Werte über-

schreitet und kein Halbstundenmittelwert das Doppelte dieser Werte überschreitet. 

4.2.3.4.4 Die fortlaufend ermittelten Emissionswerte sind einem elektronischen Auswertesys-

tem zuzuführen. Die Anforderungen an die Erfassung, Verarbeitung und Auswertung 
der kontinuierlichen Emissionsüberwachung entsprechend den Richtlinien des Bun-

desministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit – Bundeseinheitli-
che Praxis bei der Überwachung der Emissionen – sind einzuhalten. 

4.2.3.4.5 Die Ermittlung der Halbstunden- und Tagesmittelwerte hat gemäß den Anhängen B 

bzw. C der Richtlinien des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit – Bundeseinheitliche Praxis bei der Überwachung der Emissionen, in der 

jeweils geltenden Fassung – zu erfolgen. 

4.2.3.4.6 Der Anlagenbetreiber hat für eine regelmäßige Wartung und Prüfung der Funktions-

fähigkeit der Mess-, Auswerte- und Übertragungseinrichtungen zu sorgen. Die Mess-

einrichtungen dürfen nur von ausgebildetem und in der Bedienung eingewiesenem 
Fachpersonal bedient werden. 

4.2.3.4.7 Über die Ergebnisse der kontinuierlichen Messungen ist jährlich ein Messbericht zu 
erstellen und dem Regierungspräsidium Karlsruhe innerhalb von 3 Monaten nach Ab-

lauf eines jeden Kalenderjahres vorzulegen. 

4.2.3.4.8 Über die Messplanung ist das Regierungspräsidium Karlsruhe jeweils mindestens 4 

Wochen vor Beginn der Messungen zu informieren. 

4.2.3.4.9 Der Messbericht ist nach dessen Vorliegen dem Regierungspräsidium Karlsruhe un-

verzüglich zuzuleiten. 
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4.2.4 Störung oder Ausfall von Abgasreinigungseinrichtungen 

4.2.4.1 Bei einer Störung oder einem Ausfall von Abgasreinigungseinrichtungen oder einer 

Störung bei einer primären Emissionsminderungsmaßnahme sind unverzüglich die 
erforderlichen Maßnahmen für einen ordnungsgemäßen Betrieb zu treffen. 

Bei Störungen der Abgasführung sowie bei erforderlichen Reparatur- oder Instand-

haltungsarbeiten am Schmelzofen darf die Ableitung der Abgase zeitlich begrenzt 

über den Notkamin Quelle Q203 erfolgen. Der Notkamin ist ausschließlich für den 
Ausnahmefall vorgesehen und dient der kontrollierten Ableitung der Ofenabluft bei 

schwerwiegenden Störungen der regulären Abgasreinigungseinrichtungen (insbe-

sondere bei Ausfall des Ofenfilters). 

Soweit die zulässigen Emissionsgrenzwerte überschritten werden, ist das Regie-

rungspräsidium Karlsruhe unverzüglich, jedoch spätestens am nächsten Werktag, zu 
benachrichtigen. 

4.2.4.2 Eine Betriebsdauer bei den Abgasreinigungseinrichtungen unter Störungsbedingun-

gen, unter denen die zulässigen Emissionsgrenzwerte überschritten werden, von je-
weils 24 aufeinander folgenden Stunden und eine Summe von 60 Stunden im Kalen-

derjahr darf nicht überschritten werden. 

 

4.2.5 Allgemeine Messüberwachung 

4.2.5.1 Am Doppelmantelkamin der Quelle 202 sind Messplätze entsprechend den Empfeh-

lungen der Richtlinie DIN EN 15259 „Luftbeschaffenheit – Messung von Emissionen 

aus stationären Quellen – Anforderungen an Messstrecken und Messplätze und an 

die Messaufgabe, den Messplan und den Messbericht“ einzurichten. Die Emissionen 

des Schmelzofens werden direkt im Innenrohr gemessen, die des Ringsegments im 
vorgelagerten Rechteckkanal. Die Messplätze sollen ausreichend groß, leicht begeh-

bar und so beschaffen und so ausgewählt sein, dass eine für die Emissionen der An-

lage repräsentative und messtechnisch einwandfreie Emissionsmessung ermöglicht 

wird. 

4.2.5.2 Die zugehörige Messplanung der Einzelmessungen ist mindestens vier Wochen vor 
Messbeginn dem Regierungspräsidium Karlsruhe vorzulegen. 
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Lärm 
4.2.6 Die Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen 

durch Geräusche verhindert werden, die nach dem Stand der Technik zur Lärmminderung 

vermeidbar sind. Durch betriebliche, organisatorische und/oder bauliche Maßnahmen ist 

sicher zu stellen, dass die von der genehmigten Anlage ausgehende Zusatzbelastung der 
Geräuschemissionen, unter Berücksichtigung der Vorbelastung, die nachstehend ge-

nannten Immissionsrichtwerte am maßgeblichen Immissionsort (IO) nicht überschreitet.  

Die Beurteilungspegel für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden unter Berück-
sichtigung der Vorbelastung für den geplanten Betrieb sind einzuhalten: 

Immissionsorte (IO) Gebietsausweisung Immissionsrichtwert am IO 
in dB(A) nach TA Lärm 

tags nachts 

IO Hirschberger Weg 8  WA 55 40 

IO Heddesheimer Straße 31 WA 55 40 

IO Banater Straße 22 WA 55 40 

IO Heinrich-Lanz-Weg 1 MD 60 45 

IO Heinrich-Lanz-Weg 2 MD 60 45 

IO Siemensstraße 12 GE 65 50 

 
Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Beurteilungspegel am Tag um nicht 

mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten. 
 

4.2.7 Der messtechnische Nachweis über die Einhaltung der Immissionswerte wird zunächst 
ausgesetzt. Nach Aufforderung durch das Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2 

Industrie und Kommunen – Schwerpunkt Kreislaufwirtschaft ist die Einhaltung der Im-
missionsrichtwerte für Geräuschimmissionen nach TA Lärm an den im Einzelfall zu be-

trachtenden, maßgeblichen Immissionsorten in der Nachbarschaft ermitteln zu lassen. 
Der Betreiber der Anlage trägt die Kosten der Messung. 

 

 
Hinweise (4.2.8 bis 4.2.9): 

4.2.8 Bei den Bauarbeiten dürfen nur geräuschgedämpfte, der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zum Schutz gegen Baulärm entsprechende Baumaschinen eingesetzt werden. Der 
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Einsatz der Maschinen und Geräte muss den Bestimmungen der 32. BlmSchV (Geräte- 

und Maschinenlärmschutzverordnung) entsprechen. 

4.2.9 Die Prognose gemäß der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm der IFB Ingeni-
eure GmbH vom 26.09.2024 (Gutachten NR. 11221.03.1) ist Bestandteil der Genehmigung. 

Die darin aufgeführten technischen bzw. organisatorischen Maßnahmen sind bei der Er-
richtung und dem Betrieb der Anlage zu beachten. Insbesondere gilt: 

Die in Kapitel 3.2.1 - 3.2.10 des Gutachtens genannten Schallschutzmaßnahmen bzw. 

schalltechnischen Anforderungen sind zu beachten. 

 

4.3 Baurecht 

4.3.1 Die Baugenehmigung wird ohne Baufreigabe erteilt. 

4.3.2 Vor Baufreigabe ist noch ein verantwortlicher Bauleiter zu benennen, der über eine ge-

eignete fachliche Vorbildung verfügt. Eine entsprechende von Ihnen und dem Bauleiter, 
unter Angabe seiner Vorbildung, unterschriebene Bauleitererklärung ist vorzulegen. 

4.3.3 Bei dem Bauvorhaben ist vor Nutzungsaufnahme eine Schlussabnahme durchzuführen 

und als mängelfrei zu bescheinigen. Die Abnahme ist rechtzeitig elektronisch in Textform 
beim Baurechtsamt zu beantragen.  

Bei der Beantragung der Schlussabnahme haben der Bauherr und die Bauleitung zu ver-
sichern, dass die Voraussetzungen für die Abnahme gegeben sind. Dies ist insbesondere 

der Fall, wenn die brandschutzrechtlichen Auflagen umgesetzt wurden.  

Hierzu kann entweder eine Bestätigung des Bauleiters oder eine Konformitätsbescheini-

gung des Brandschutzsachverständigen vorgelegt werden. Wir weisen in diesem Zusam-

menhang darauf hin, dass für die Abnahme und eventuell anfallende Nachbegehungen 

eine Gebühr fällig wird. 

4.3.4 Nach Abschluss der Bauarbeiten bzw. vor Nutzung/Inbetriebnahme der baulichen An-

lage ist eine Baufertigstellungsanzeige in Textform dem Baurechtsamt unaufgefordert 

vorzulegen.  

4.3.5 Die Nutzung der baulichen Anlage hat antragsgemäß zu erfolgen. Jede weitergehende 
Nutzung ist genehmigungspflichtig. Eine Genehmigung ist rechtzeitig vor Änderung der 

Nutzung beim Baurechtsamt zu beantragen. 
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4.3.6 Für die Ausführung der tragenden Bauteile ist noch der statische Nachweis einschließ-

lich Konstruktionszeichnungen und eines ausreichenden Schallschutzes nach DIN 4109 
in 2-facher Fertigung vorzulegen.  

Mit der Erteilung des Baufreigabescheines kann erst gerechnet werden, wenn die vor-

gelegte statische Berechnung und die Konstruktionszeichnungen durch einen Prüfinge-
nieur geprüft und durch das Baurechtsamt genehmigt sind. Die Beauftragung des Prüfin-

genieurs erfolgt durch das Baurechtsamt.  

Bei Vorliegen von Teilprüfberichten kann auf Antrag eine kostenpflichtige Teilbaufrei-
gabe für die in diesem Prüfbericht freigegebenen Bauteile erteilt werden. 

4.3.7 Bei der Durchführung der Bauarbeiten besteht die Möglichkeit, dass bisher unbekannte 

Funde oder Fundplätze entdeckt werden. Diese sind gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz 

unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart, 
Dienstsitz Karlsruhe, Moltkestraße 74, 76133 Karlsruhe zu melden. Der Fund und die 

Fundstelle sind 4 Werktage nach der Meldung in unverändertem Zustand zu erhalten, 
sofern nicht das Landesamt für Denkmalpflege einer Verkürzung der Frist zustimmt; Ggf. 

ist eine Dokumentation anzufertigen. Mit Verzögerungen von Bauarbeiten muss gerech-

net werden. 

4.3.8 Bestandteil der Baugenehmigung ist folgende Abweichung: 

Die Unterschreitung der Abstandsflächen um insgesamt 582,66 m² zwischen den bauli-

chen Anlagen auf dem Grundstück mit der Flst.-Nr. 3195/2 wird gemäß § 6 Abs. 3 Nr. 2 

der Landesbauordnung zugelassen:  

• Betriebsraum ES33      = 10,00 m² 
• Entstaubungsfilter     = 47,00 m2 
• Kühlzonenfilter/Filter Härteofen    = 42,41 m2 
• Formgebungsfilter      = 36,00 m2 
• Wet Serap Bereich      = 51,00 m2 
• Gebäude für Versorgungseinrichtungen IV  = 31,00 m2 
• Schornstein       = 55,00 m2 
• Schmelzofen Filter + Treppe + Reaktor   = 25,00 m2 
• Rohrbrücke       = 202,25 m² 
• Frostschutzraum      = 25,00 m2 
• Schmelzofen       = 58,00 m2 

 



 

 

Seite 16 von 37 

4.3.9 Hinweis: 

Auf die gesetzlichen Vorgaben des Klimaschutzgesetzes (KlimaG BW) zur Pflicht zur 
Installation von Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung auf Dachflächen wird verwie-

sen. Näheres hierzu regelt die Photovoltaik-Pflicht-Verordnung. 

4.4 Brandschutz 
 

4.4.1 Das Brandschutzkonzept des Brandschutzsachverständigen Hubert Eyrisch vom 

18.11.2024 ist Bestandteil der Baugenehmigung und bei der Bauausführung zu beachten. 

4.4.2 Die Baumaßnahmen sind durch einen Brandschutzsachverständigen zu überwachen. 

Der Brandschutzsachverständige hat nach Abschluss der Baumaßnahme die Einhaltung 

aller im Konzept aufgestellten Bedingungen schriftlich der Baurechtsbehörde zu bestä-

tigen. 

4.4.3 Es ist durch einen qualifizierten Fachbetrieb nachzuweisen, dass der Funkverkehr von 
Einsatz- und Rettungskräften in allen Teilen des Gebäudes gewährleistet ist. Sofern der 

BOS-Funk (Funk von Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben) nicht ge-
währleistet werden kann, ist eine entsprechende Gebäudefunkanlage zu installieren. Die 

funktechnische Planung ist vor Ausführung mit der Brandschutzdienststelle abzustim-
men. 

4.4.4 Eventuelle Abweichungen von den Festlegungen des Brandschutzkonzeptes sind vor 

Ausführung mit der Baurechtsbehörde abzustimmen. 

4.4.5 Hinweis: 

Der im oben aufgeführten Brandschutzkonzept unter Punkt 19 genannten Erleichterung 
gem. § 38 Abs. 1 LBO bezüglich der Anforderungen nach Tabelle 2 der IndBauRL und der 

sich ergebenden Notwendigkeit von Brandwänden kann aus Sicht des vorbeugenden 
Brandschutzes unter Einhaltung der beschriebenen Kompensationsmaßnahmen zuge-

stimmt werden. 

 

 

4.5 Luftverkehrsrecht / Luftsicherheit 
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4.5.1 Die maximale Höhe des neuen Kamins darf 148,69 m über Normalnull (50,00 m über 

Grund) am Standort Am Hafen 20, 68526 Ladenburg, Flurstück-Nr. 3195/2, Gemarkung 
Ilvesheim, nicht überschreiten. 

4.5.2 Der Kamin durchdringt die in den Certification Specifications and Guidance Material for 

Aerodromes Design CS-ADR-DSN, Issue 6, der EASA vom 29.03.2022 (Annex to ED De-
cision 2022/006/R) beschriebene obere Übergangsfläche am Verkehrslandeplatz Mann-

heim City um 2,40 m. Der Kamin ist daher mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung zu 

versehen. Die Kennzeichnung ist gemäß der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur 

Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen“ in der Fassung vom 15. Dezember 2023 aus-
zuführen. 

4.5.3 Baugeräte, die bei der Baudurchführung zum Einsatz kommen (z. B. Bau- und Autokräne, 

Bohrgeräte, Betonpumpen), bedürfen einer luftrechtlichen Genehmigung gemäß § 15 Abs. 
2 LuftVG. Die entsprechenden Anträge sind mindestens vier Wochen vor dem geplanten 

Einsatz der Baugeräte dem Regierungspräsidium Stuttgart vorzulegen. Dem Antrag ist 
ein Lageplanausschnitt mit Einzeichnung der Standorte der Baugeräte beizufügen. Des 

Weiteren sind folgende Angaben zu übermitteln:  

• Geländehöhe am Standort der Baugeräte in m über Normalnull,  

• Höchste Höhe der Baugeräte in m über Grund und in m über Normalnull, 
• Zeitpunkt der Aufstellung und des Abbaus der Baugeräte. 

 
 

4.6 Anforderungen bezüglich wassergefährdender Stoffe 
 

4.6.1 Dem Regierungspräsidium Karlsruhe ist spätestens vier Wochen vor Beginn der Inbe-

triebnahme eine Mehrfertigung der Anlagendokumentation nach § 43 AwSV vorzulegen. 

In der Anlagendokumentation müssen die wesentlichen Informationen über jede AwSV-

Anlage enthalten sein. Hierzu zählen insbesondere Angaben zum Aufbau und zur Ab-

grenzung der Anlage (mit Angabe der Gefährdungsstufe der Anlage), zu den eingesetz-
ten Stoffen, zur Bauart und zu den Werkstoffen der einzelnen Anlagenteile, zu Sicher-

heitseinrichtungen und Schutzvorkehrungen, zur Löschwasserrückhaltung und zur 
Standsicherheit. 

4.6.2 Der Kühlkreislauf ist vor Inbetriebnahme oder nach einer wesentlichen Änderung gemäß 

§ 46 AwSV durch einen Sachverständigen nach § 53 Absatz 1 AwSV prüfen zu lassen. 
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Der Sachverständige ist frühzeitig (vor Planung und Errichtung) baubegleitend einzubin-

den. Die Prüfberichte sind dem Regierungspräsidium Karlsruhe unverzüglich, jedoch 
spätestens vier Wochen nach dem Prüftermin vorzulegen.  

 

Hinweise (4.6.3 bis 4.6.4): 
4.6.3 Die wasserrechtliche Eignungsfeststellung gemäß § 63 WHG für den Öllagerraum ist 

aufgrund fehlender Nachweise in den Antragsunterlagen nicht Bestandteil dieser Ge-

nehmigung. Für den Öllagerraum ist beim Regierungspräsidium Karlsruhe eine separate 

wasserrechtliche Eignungsfeststellung in einem gesonderten Verfahren zu beantragen. 

4.6.4 Die in den „Erläuterungen wassergefährdende Stoffe“ in den Antragsunterlagen be-
schriebenen Maßnahmen zur Anlagenprüfung, Löschwasserrückhaltung und Anzeige-

pflicht sind zu beachten und umzusetzen. 

 

4.7 Anforderungen an Nassabscheider und Verdunstungskühlanlagen 
 

4.7.1 Der Betreiber hat die Filterkammer und Rückkühlanlage spätestens einen Monat nach 

der Erstbefüllung mit Nutzwasser der zuständigen Behörde über das KaVKA- 42BV-Por-

tal (https://kavka.bund.de/) anzuzeigen.  

4.7.2 Der Betreiber hat innerhalb von vier Wochen nach der Inbetriebnahme oder der Wieder-
inbetriebnahme der Filterkammer und Rückkühlanlage die erste regelmäßige Laborun-

tersuchung des Nutzwassers auf die Parameter allgemeine Koloniezahl und Legionellen 

durchführen zu lassen (Erstuntersuchung). Diese Laboruntersuchung ist mindestens alle 

drei Monate zu wiederholen. Die Laboruntersuchungen sind im Betriebstagebuch zu do-

kumentieren. 

4.7.3 Der Betreiber hat durch regelmäßige mindestens zweiwöchentliche betriebsinterne 

Überprüfungen chemischer, physikalischer oder mikrobiologischer Kenngrößen die hy-

gienische Beschaffenheit des Nutzwassers sicherzustellen. Die betriebsinternen Unter-

suchungen sind im Betriebstagebuch zu dokumentieren.   

4.7.4 Der Betreiber hat nach der Inbetriebnahme regelmäßig alle fünf Jahre von einem öffent-

lich bestellten und vereidigten Sachverständigen oder einer akkreditierten Inspektions-
stelle Typ A eine Überprüfung des ordnungsgemäßen Anlagenbetriebs durchführen zu 

lassen.  
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4.7.5 Änderungen der Anlage und Anlagenstilllegung sind mindestens einen Monat im Voraus 

vom Betreiber anzuzeigen. 

 
4.8 Betriebssicherheitsverordnung 

 
4.8.1 Entsprechend Anhang 2 Abschnitt 4 Nummer 7.15 Tabelle 12 BetrSichV müssen bei 

Druckbehältern für Gase oder Gasgemische, deren Betriebstemperaturen dauernd unter 

– 10 °C gehalten werden, die wiederkehrenden inneren Prüfungen und die Festigkeits-

prüfungen nur durchgeführt werden, wenn sie zu Instandsetzungsarbeiten außer Betrieb 
genommen werden. 

4.8.2 Füllanschlüsse an den Abtankstationen müssen so beschaffen und gekennzeichnet sein, 

dass Verwechslungen der zu füllenden Gase hinreichend sicher verhindert werden und 
eine technisch dichte Verbindung hergestellt werden kann. 

4.8.3 Für die Abtankung von Sauerstoff ist eine Betriebsanweisung zu erstellen, in der das 
korrekte Vorgehen bei der Abtankung erläutert wird. 

4.8.4 Die TRBS 3146 ist bei der Umsetzung der Anforderungen aus der BetrSichV und der Ge-

fStoffV zu beachten. 

4.8.5 Entsprechend der TRBS 3146 sind insbesondere folgende Punkte bei der Anlagenpla-
nung bzw. -errichtung zu berücksichtigen: 

• Zur Vermeidung von unzulässigem Druckanstieg durch Überfüllung sind entspre-
chende Mess-, Steuer- und Regel-Sicherheitseinrichtungen (MSR-Sicherheitsein-

richtungen), z. B. nach AD-2000-Merkblatt A 6, erforderlich. 

• Rohrleitungen sowie Zwischen- oder Kupplungsstücke müssen gefahrlos entspannt 

werden können. 

• Oberirdische Rohrleitungen sind außerhalb der Verkehrsbereiche zu verlegen und 

müssen leicht zugänglich sein. Sie müssen so verlegt sein, dass sie ihre Lage nicht 

unzulässig verändern können. 

• Für Rohrleitungen sind möglichst wenige lösbare Verbindungen zu verwenden. Vor-
handene lösbare Verbindungen müssen für Prüfungen und Kontrollen zugänglich 

sein. Sicherheitsrelevante Absperreinrichtungen müssen leicht zu bedienen sein. 
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• Aufgrund der Gefahr von Vereisung innerhalb der Sauerstoffanlage muss Feuchtig-

keit vor Inbetriebnahme ausreichend entfernt werden. 

• Ortsfeste Druckanlagen für Gase müssen Einrichtungen haben, die eine Unterbre-
chung der Gaszufuhr von sicherer Stelle aus gestatten. Ist beabsichtigt, von den 

technischen Regeln der TRBS 3146 abzuweichen, ist dies dem Regierungspräsidium 
Karlsruhe mindestens einen Monat vor der Umsetzung anzuzeigen. In der Anzeige 

sind die Maßnahmen und Lösungen darzustellen, die mindestens die gleiche Sicher-

heit und den gleichen Gesundheitsschutz für die Beschäftigten erreichen. 

4.8.6 Die von Sauerstoff berührten Teile der Installation dürfen nicht mit Öl, Fett oder anderen 

leicht brennbaren Stoffen in Kontakt kommen. Gegebenenfalls ist die Installation vor der 
Inbetriebnahme zu reinigen. 

4.8.7 Die Explosionssicherheit der Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen ist 

• vor Inbetriebnahme nach § 15 und Anhang 2 Abschnitt 3 Absatz 4.1 BetrSichV und  

• wiederkehrend alle 6 Jahre nach § 16 und Anhang 2 Abschnitt 3 Absatz 5.1 BetrSichV 

durch eine zugelassene Überwachungsstelle (ZÜS) bzw. durch eine zur Prüfung befä-

higte Person (zPbP) zu prüfen. 

4.8.8 Geräte, Schutzsysteme sowie Sicherheits-, Kontroll- und Regelvorrichtungen im Sinne 
der Richtlinie 2014/34/EU mit ihren Verbindungseinrichtungen in explosionsgefährdeten 

Bereichen sind nach § 16 und Anhang 2 Abschnitt 3 Absatz 5.2 BetrSichV alle 3 Jahre zu 
prüfen. 

4.8.9 Lüftungsanlagen, Gaswarneinrichtungen und Inertisierungseinrichtungen sind, auch als 

Bestandteil von Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen, nach § 16 und Anhang 2 
Abschnitt 3 Absatz 5.3 BetrSichV jährlich zu prüfen. 

4.8.10 Explosionsgefährdete Bereiche sind mit dem Warnzeichen „Warnung vor explosionsfä-
higer Atmosphäre“ (D-W021) zu kennzeichnen. 

4.8.11 Die Zugänge zu Räumen bzw. die umgrenzten explosionsgefährdeten Bereiche im Freien 

sind mit dem Verbotszeichen „Zutritt für Unbefugte verboten“ (D-P006) sowie „Keine 

offene Flamme; Feuer, offene Zündquelle und Rauchen verboten“ (P003) und ergänzend 

mit dem Warnzeichen „Eingeschaltete Mobiltelefone verboten“ (P013) zu kennzeichnen. 
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4.8.12 Für alle Maßnahmen und Arbeiten in den explosionsgefährdeten Bereichen, die zu Zünd-

quellen führen könnten, muss ein Freigabeverfahren angewendet werden. Die Gefähr-
dungsbeurteilung für diese Tätigkeit ist vor Beginn der Arbeiten durch die verantwortli-

chen Auftraggeber und Auftragnehmer durchzuführen. Die festgelegten Schutzmaßnah-

men sind im Freigabeverfahren zu dokumentieren und einzuhalten. Mit den Arbeiten darf 

erst begonnen werden, wenn sichergestellt wurde, dass die Schutzmaßnahmen getrof-
fen wurden und wirksam sind. 

 

4.9 Arbeitsschutz 
 

4.9.1 Vor Inbetriebnahme der Anlage hat der Arbeitgeber eine Gefährdungsbeurteilung für alle 
Betriebsbereiche und Arbeitsplätze umzusetzen. Das Ergebnis der Beurteilung, die fest-

gelegten Maßnahmen des Arbeitsschutzes, sowie das Ergebnis ihrer Überprüfung sind 
schriftlich zu dokumentieren und dem Regierungspräsidium auf Verlangen vorzulegen. 

Die notwendigen Maßnahmen sind umzusetzen und die Beschäftigten mindestens ein-
mal jährlich zu unterweisen. 

4.9.2 Explosionsgefährdete Bereiche sind an ihren Zugängen mit Warnzeichen D-W021 War-

nung vor explosionsfähiger Atmosphäre - „EX“ - nach der Technischen Regel für Arbeits-
stätten ASR A1.3 „Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung“ zu kennzeich-

nen. In explosionsgefährdeten Bereichen sind Zündquellen, wie zum Beispiel das Rau-
chen und die Verwendung von offenem Feuer und offenem Licht, zu verbieten. 

4.9.3 Das Betreten von explosionsgefährdeten Bereichen durch Unbefugte ist zu verbieten. 
Auf das Verbot muss deutlich erkennbar und dauerhaft hingewiesen sein (Warnzeichen 

D-P006 "Zutritt für Unbefugte verboten"). 

4.9.4 Für die Arbeitsstätte ist ein Flucht- und Rettungsplan aufzustellen. Er ist an geeigneter 
Stelle in der Arbeitsstätte auszulegen oder auszuhängen. 

4.9.5 Bereiche mit oxidierenden Gasen sind mit dem Warnzeichen „Warnung vor brandför-

dernden Stoffen" (W028) zu kennzeichnen. 

4.9.6 Behälter sowie Rohrleitungen, in denen Gefahrstoffe transportiert werden, sind nach der 

Technischen Regel für Gefahrstoffe TRGS 201 „Einstufung und Kennzeichnung bei Tä-
tigkeiten mit Gefahrstoffen“ zu kennzeichnen. Die Kennzeichnung muss gut sichtbar in 
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unmittelbarer Nähe zu gefahrenträchtigen Stellen (z. B. Schiebern, Anschlussstellen) an-

gebracht werden. Des Weiteren sind alle Ventile und Steuerungseinrichtungen, insbe-
sondere die MSR- und PLT-Schutzeinrichtungen, entsprechend vor Ort zu kennzeichnen. 

4.9.7 Vor Inbetriebnahme der Anlage ist ein Alarm- und Notfallplan bzw. ein Notfallkonzept 

mit entsprechenden Maßnahmen zu erstellen. 

4.9.8 Den Arbeitnehmern ist die erforderliche persönliche Schutzausrüstung zur Verfügung zu 

stellen. Arbeitskleidung und persönliche Schutzausrüstung sind frei von Öl und Fett zu 

halten. Mit Öl oder Fett verunreinigte Arbeitskleidung und persönliche Schutzausrüstung 
sind zu wechseln. 

4.9.9 Treppen, Bühnen, Podeste usw. müssen durch Umwehrungen oder Geländer gesichert 

sein, die mindestens 1,0 m hoch sind. Bei einer Absturzhöhe von mehr als 12 m ist die 

Umwehrung mit einer Mindesthöhe von 1,1 m auszuführen. Wird ein Geländer verwendet, 
muss dieses eine geschlossene Füllung aufweisen, mit senkrechten Stäben versehen 

sein oder aus Handlauf, Knieleiste und Fußleiste bestehen. 

4.9.10 Die Absaugung für die Betriebseinheit IV: Weiterverarbeitung muss so dimensioniert und 
betrieben werden, dass gemäß der Technischen Regeln für Gefahrstoffe Arbeitsplatz-

grenzwerte (TRGS 900) der Arbeitsplatzstaubgrenzwert bzw. der allgemeine Staub-
grenzwert eingehalten werden. 

4.9.11 Für die Arbeitsplätze nahe der Produktionsanlagen und der Lüftungsanlagen, insbeson-

dere für die Betriebseinheit III: Fasererzeugung, ist die Einhaltung der Auslöse- und Ex-

positionsgrenzwerte hinsichtlich Lärm nachzuweisen. Kann die Einhaltung nicht sicher 

prognostiziert werden, ist der Umfang der Exposition durch Messungen nach § 4 der 
Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung festzustellen. 

4.9.12 Kann einer der oberen Auslösewerte für Lärm überschritten werden, ist dieser Lärmbe-
reich zu kennzeichnen und, falls technisch möglich, abzugrenzen. In diesem Bereich dür-

fen sich Beschäftigte nur aufhalten, wenn das Arbeitsverfahren dies erfordert und die 
Beschäftigten eine geeignete persönliche Schutzausrüstung verwenden. Gleichzeitig ist 

ein Programm mit technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Verringerung der 
Lärmexposition auszuarbeiten und durchzuführen. 

4.9.13 Überschreitet der Tages-Lärmexpositionspegel einen der unteren Auslösewerte LEX,8h 

= 80 dB(A) beziehungsweise LpC,peak = 135 dB(C), sind den Arbeitnehmern geeignete 
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Gehörschutzmittel zur Verfügung zu stellen. Beim Überschreiten eines der oberen Aus-

lösewerte LEX,8h = 85 dB(A) beziehungsweise LpC,peak = 137 dB(C) hat der Arbeitgeber 
dafür Sorge zu tragen, dass die Beschäftigten den persönlichen Gehörschutz bestim-

mungsgemäß verwenden. Die betroffenen Beschäftigten sind zu unterweisen und über 

die damit verbundenen Gesundheitsgefährdungen aufzuklären. Des Weiteren sind sie 

arbeitsmedizinisch zu untersuchen und zu beraten. 

4.9.14 Der Härteofen und die Brenner sind mit Sicherheitseinrichtungen, wie Löschanlage, Gas-

, Luft- und Strommangelsicherung, Übertemperaturthermostat sowie automatischer 

Zündung mit Flammenüberwachung, auszustatten. Die Schneidestationen sind gemäß 
BetrSichV mit trennenden Schutzeinrichtungen zu versehen, um den Zugang zu gefähr-

lichen Bereichen während des Betriebs zu verhindern. Vor Inbetriebnahme sind die Funk-
tionstüchtigkeit dieser Sicherheitseinrichtungen zu prüfen, und ein Prüfprotokoll ist dem 

Regierungspräsidium Karlsruhe vorzulegen. 

4.9.15 Die Sauerstofftanks und der Verdampfer sind mit einem Anfahrschutz zu versehen. Des-
sen Dimensionierung ist entsprechend der Fahrgeschwindigkeit, des Fahrzeuggewichtes 

sowie den örtlichen Gegebenheiten auszuführen. 

4.9.16 Es ist ein Betriebshandbuch inklusive Betriebsanweisungen für die Wartung und Instand-

haltung bei bestimmungsgemäßem (Normal-)Betrieb sowie bei Betriebsstörungen, so-
wie Verhalten bei Unfällen inklusive Erste-Hilfe-Maßnahmen zu erstellen. Die Betriebs-

anweisungen sind den Beschäftigten zugänglich zu machen und bei Bedarf fortzuschrei-
ben.  

4.9.17 Arbeitnehmer (auch von Fremdfirmen) sind vor Arbeitsaufnahme bzw. wiederkehrend 

mindestens einmal jährlich zu unterweisen. Die Unterweisungen sind zu dokumentieren. 

Die Teilnahme an den Unterweisungen ist schriftlich zu bestätigen. 

Hinweis (4.9.18): 

4.9.18 Die in den „Erläuterungen Arbeitsschutz, Brandschutz und Betriebssicherheit“ in den An-

tragsunterlagen beschriebenen Maßnahmen zur Anlagensicherheit, Betriebssicherheit 

und zum Arbeitsschutz sind zu beachten und umzusetzen. 

5. Gründe 
 

5.1 Antrag und Gegenstand des Verfahrens 
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Die Firma SAINT-GOBAIN ISOVER G+H AG betreibt in ihrem Werk am Standort Am Hafen 20, 

68526 Ladenburg, Anlagen zum Schmelzen mineralischer Stoffe und zur Herstellung von Mine-
ralfasern, einschließlich der erforderlichen Nebenanlagen und Versorgungssysteme. Im Rahmen 

des Projekts „ROSLAD“ sollen die bestehenden Anlagen (Schmelzwanne LA I, Zerfaserungsan-

lage, Härteofen) durch technologisch fortschrittliche Anlagen ersetzt werden, um die Produkt-

qualität zu verbessern, die Energieeffizienz zu steigern, CO2- und Schadstoffemissionen zu re-
duzieren, den Recyclinganteil zu erhöhen und die Herstellungskosten zu senken. Konkret um-

fasst das Vorhaben die Errichtung und den Betrieb eines neuen Schmelzofens mit Oxy-Fuel-
Technik (maximale Schmelzleistung 400 Tonnen pro Tag), einer neuen Zerfaserungsanlage 

(REX-Verfahren), eines neuen Härteofens, einer regenerativ-thermischen Oxidation (RTO) zur 

Abluftreinigung, von Sauerstofftanks (drei Vorratstanks à 60 m³, maximal 150 Tonnen LOX) so-

wie eines neuen Ofengebäudes mit einem neuen Kamin (50m über Grund). 
 

Mit Antrag vom 22.10.2024 hat die Firma SAINT-GOBAIN ISOVER G+H AG die Erteilung einer 
immissionsschutzrechtlichen Änderungsgenehmigung für die oben genannten Maßnahmen auf 

ihrem Werksgelände in Ladenburg, Flurstück-Nr. 3195/2, Gemarkung Ilvesheim, beantragt. 
 

 

5.2 Genehmigungsverfahren 

 
Dieses Vorhaben stellt eine wesentliche Änderung im Sinne von § 16 Abs. 1 BImSchG dar und 

bedarf somit einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung mit Öffentlichkeitsbeteiligung. 
Rechtsgrundlage dieser Entscheidung sind die §§ 4 ff., 16 BImSchG in der derzeitigen Fassung 

in Verbindung mit den §§ 1, 2 der 4. BImSchV und den Nrn. 2.11.1 (G/E) und 5.2.1 (G) des Anhangs 

1 zur 4. BImSchV. 

 

Eingeschlossen in diesen Antrag war ein Antrag auf Baugenehmigung nach § 49, 58 Landes-

bauordnung (LBO) Baden-Württemberg sowie die Berücksichtigung luftrechtlicher Anforderun-

gen gemäß §§ 12, 18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG).  

 
Gleichzeitig wurde nach § 8a BImSchG die Zulassung des vorzeitigen Beginns zur Durchführung 

von Rohbauarbeiten beantragt. Diesem Antrag wurde mit der Entscheidung des Regierungsprä-

sidiums Karlsruhe, Aktenzeichen: RPK542-882-1799/7/1, vom 22.01.2025 stattgegeben. 
 

5.2.1 Verfahrensablauf 
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Der Antrag vom 22.10.2024 auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung gemäß §16 Abs. 1  

BImSchG, wurde mit Schreiben vom 25.02.2025 an die betroffenen Träger öffentlicher Belange 
(TÖB) und privater Belange gesandt und um Bestätigung der Vollständigkeit der Antragsunter-

lagen sowie um Stellungnahme zum Vorhaben gebeten. 

 

Hierbei wurden das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis (mit dem Baurechtsamt und dem Amt für 
Feuerwehr und Katastrophenschutz), die Gemeinde Ilvesheim (mit dem Bauamt), die Stadt La-

denburg (mit dem Fachbereich Stadtplanung, Tiefbau und Umwelt) und das Regierungspräsi-
dium Stuttgart (Luftfahrtbehörde) beteiligt. 

 

Nach Eingang aller Bestätigungen der Vollständigkeit (zuletzt eingegangene Bestätigung per 

Mail am 16.05.2025 der Gemeinde Ilvesheim) der für die Offenlage relevanten Unterlagen wur-
den die Antragsunterlagen sowie alle entscheidungserheblichen Unterlagen (wie z.B. zum Zeit-

punkt der Offenlage bereits eingegangene Stellungnahmen) gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG auf 
der Homepage des Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 25.02.2025 bis 24.03.2025 zugänglich 

gemacht. 
 

Die Bekanntmachung zur Offenlage der Antragsunterlagen erschien am 14.02.2025 im Zentral-

blatt des Staatsanzeigers Baden-Württemberg und auf der Homepage des Regierungspräsidi-

ums Karlsruhe. 
 

Einwendungen gegen das Vorhaben konnten innerhalb der Einwendungsfrist und bis zu einem 
Monat danach, also vom 25.02.2025 bis einschließlich 24.04.2025 beim Regierungspräsidium 

Karlsruhe, Referat 54.2, erhoben werden. Da bis zum Ablauf der Einwendungsfrist am 

24.04.2025 keine Einwendungen erhoben wurden, konnte der für den 15.05.2025, ab 10.00 Uhr 

im Domhofsaal, Hauptstraße 9 in 68526 Ladenburg anberaumte Erörterungstermin nach § 16 

Abs. 1 Nr. 1 der Neunten Verordnung zur Durchführung des BImSchG aufgehoben werden. 

 

 

 
 

5.2.2 Anhörung Träger öffentlicher Belange (TÖB) und privater Belange 

Zu diesem Antrag hat die Genehmigungsbehörde gemäß § 10 BImSchG folgende Träger öffent-
licher Belange angehört: 

 
• Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis 



 

 

Seite 26 von 37 

▪ Baurechtsamt 

▪ Amt für Feuerwehr und Katastrophenschutz 
• Gemeinde Ilvesheim 

▪ Bauamt 

• Stadt Ladenburg 

▪ Fachbereich Stadtplanung, Tiefbau und Umwelt 
• Regierungspräsidium Stuttgart 

▪ Referat 46.2 (Luftfahrtbehörde) 

Die von den beteiligten Stellen vorgeschlagenen Nebenbestimmungen wurden in diesem Be-
scheid berücksichtigt. Soweit Bedenken erhoben wurden, konnten diese im laufenden Geneh-

migungsverfahren ausgeräumt werden. 
 

Die Gemeinde Ilvesheim und die Stadt Ladenburg haben dem Bauantrag zugestimmt und das 
gemeindliche Einvernehmen erteilt. 

 
5.2.3 Umweltverträglichkeitsprüfung 

Für dieses Vorhaben war eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 

2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit Nr. 2.7 der 
Anlage 1 und Anlage 3 des UVPG durchzuführen. Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, 

dass für das beantragte Vorhaben keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung besteht. Das Ergebnis wurde am 25.11.2024 auf der Homepage des Regierungspräsidi-

ums Karlsruhe veröffentlicht. 

 

 
5.3 Entscheidungsgründe 

 
Die beantragte immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung ist zu erteilen, da 

1. sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 BImSchG und einer auf Grund des § 7 BImSchG 

erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden, und 

2. andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errich-

tung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen (§ 6 Abs. 1 BImSchG). 
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Mit den Nebenbestimmungen kann die Erfüllung der Betreiberpflichten sowie die Beachtung 

der sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften, einschließlich der Belange des Arbeitsschut-
zes, bei Errichtung und Betrieb der Anlage sichergestellt werden (§ 6 Abs. 1 i. V. m. §§ 5, 7 und 

12 BImSchG). 

 

5.3.1 Luftschadstoffe / Staub 
 

Nebenbestimmung 4.2.1.2: 
Bezüglich der erforderlichen Schornsteinhöhe wurde ein Gutachten der SCHUSTER UMWELT-

PLAN Ingenieurgesellschaft mbH vorgelegt, wonach die Schornsteinhöhen den in der Nr. 5.5.2.1 

der TA Luft genannten Anforderungen der VDI-Richtlinie 3781/4, den emissionsbedingten An-

forderungen nach Nr. 5.5.2.2 TA Luft und den Anforderungen hinsichtlich Bebauung, Bewuchs 
und unebenem Gelände nach Nr. 5.5.2.3 TA Luft genügen. Durch die Prüfung der Einhaltung der 

Schädlichkeits-Werte (S-Werte) bei mehreren Schornsteinen wurde nachgewiesen, dass es bei 
den Schornsteinen 521 und 202 zu keiner Konzentrationsfahnenüberlagerung kommt und die 

Höhe des Bestandsschornsteins 521 weiterhin ausreicht. Zur Berücksichtigung von Ungenauig-
keiten bei der Schornsteinhöhenermittlung wurde ein Sicherheitsaufschlag von ca. 15 % auf die 

Schornsteinhöhe des neuen Doppelmantelkamins 202 addiert. 

 

Nebenbestimmung 4.2.2.1 Grenzwerte 
Nach Ziffer 5.4.2.11 der TA Luft beziehen sich Emissionswerte für Schmelzanlagen auf einen 

Bezugssauerstoffgehalt von 8 Vol.-%. Bei der hier eingesetzten Oxy-Fuel-Technologie ist eine 
Umrechnung auf diesen Referenzwert jedoch nicht sachgerecht, da der Sauerstoffgehalt im 

Abgas nicht aus Luftzufuhr, sondern aus dem Einsatz von Reinsauerstoff resultiert und sich 

von eingetragener Kühlluft nicht trennen lässt. Infolge der notwendigen Kühlluftzumischung 

liegt der O₂-Gehalt am Eintritt in die Abgasreinigung häufig im Bereich von bis zu 21 Vol.-%. 

Auf einen Bezugssauerstoffgehalt normierte Konzentrationsangaben sind daher für Oxy-Fuel-

Feuerungen nicht aussagefähig. Sowohl das Merkblatt über die Besten Verfügbaren Techniken 

(BVT) bei der Glasherstellung, 03/2012, als auch das BREF „Manufacture of Glas“, 2013, geben 

für die Oxy-Fuel-Befeuerung produktbezogene Emissionswerte in kg/t vor. Gemäß TA-Luft Nr. 
5.4.2.11 gilt für Oxy-Fuel-Wannen in der Mineralwollproduktion ein spezifischer NOₓ-Grenzwert 

von 0,50 kg/tgeschmolzenes Glas. Weitere spezifische Grenzwerte für Oxy-Fuel-Betriebe werden in 

der TA-Luft nicht explizit festgelegt. Zur belastbaren Emissionsbewertung sind daher äquiva-
lente Emissionsbegrenzungen abzuleiten.  
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In der genehmigten Anlage wird ein  mit Oxy-Fuel-Feuerung eingesetzt. 

Diese Technologie wird im Merkblatt über die Besten Verfügbaren Techniken (BVT) bei der 
Glasherstellung, 03/2012, Kapitel 6.5, noch als Technik in Entwicklung angeführt und stellt 

eine neue Ausprägung des Oxy-Fuel-Verfahrens dar. Im Unterschied zu konventionellen Oxy-

Fuel-Wannen erfolgt die Energieeintragung nicht über Seiten- oder Deckenbrenner, sondern 

direkt über eingetauchte Brenner, wodurch eine intensive Durchmischung und schnelle Wär-
meübertragung im Schmelzbad erreicht wird. Der Ofen ist als wassergekühlte Stahlkonstruk-

tion und somit verhältnismäßig dünnem Feuerfest-Auskleidungsaufbau konzipiert, was eine 
hohe Regelbarkeit und flexible Anpassung der Schmelzleistung bis hin zum temporären Ab-

schalten ermöglicht. 

 

Für die Berechnung der Emissionsgrenzwerte sind den Antragsunterlagen zwei Gutachten bei-
gefügt: 

• HVG-Gutachten: Bericht Nr. 3015 der HVG (Hüttentechnische Vereinigung der deut-
schen Glasindustrie), Gutachterliche Stellungnahme auf dem Gebiet Luftreinhaltung 

„Ableitung von Emissionsbegrenzungen eines neuen Glasschmelzwannentyps – Oxy-
Fuel-befeuerte ‘ “, 26.09.2024 

• SGS-TÜV Saar Gutachten: SGS - TÜV Saar Fachgutachterliche Stellungnahme „Ablei-

tung der festzusetzenden Emissionsbegrenzung nach TA-Luft für eine mit Erdgas be-
feuerte Glasschmelzwanne mit Oxy-Fuel-Technologie“, Projektnummer: 7223291.10, 

16.12.2024 

Zur Plausibilisierung, Überprüfung und Absicherung der Ergebnisse des vorliegenden HVG-
Gutachtens wurde ergänzend das SGS-TÜV Saar Gutachten beauftragt. Die teilweise inhaltli-

che Übereinstimmung beider Gutachten entspricht dem Prüfauftrag und dient der konsisten-
ten Darstellung der fachlichen Bewertung. Die Einholung eines zweiten Gutachtens ist ein üb-

liches und sachgerechtes Vorgehen zur Qualitätssicherung. 
 

Bewertung der Berechnungsmethode nach VDI 2578:2017 „Emissionsminderung Glashütten“ 

Die VDI 2578:2017 liefert den rechnerischen Ansatz zur Umrechnung und Ableitung aus Kon-

zentrationsangaben sowie zur Plausibilisierung über referenztypische Vergleichseinrichtun-
gen. Die herangezogenen Vergleichswerte ersetzen nicht die BVT-Zielvorgaben, sondern die-

nen als konservativer Nachweis, dass die in den Gutachten vorgeschlagenen, produktbezoge-
nen Grenz- und Zielwerte fachlich belastbar sind. Die Quellwerte stammen aus der VDI 

2578:2017, Tabelle 8, mit Beispielen für Wannenleistung und Energiebedarf. Als Vergleichs-
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wanne wurde eine regenerative U-Flammenwanne mit der Glasart Steinwolle gewählt. Die Her-

leitung über solche Vergleichswannen bleibt trotz der abweichenden Feuerungstechnik zuläs-
sig, weil die Bewertungsgröße „kg pro Tonne geschmolzenes Glas“ technologieoffen ist und 

die relevanten Emissionspfade unabhängig von der Ofenbauart gleichbleiben. Die Oxy-Fuel-

Feuerung beeinflusst vor allem Abgasvolumen und Konzentrationen, nicht jedoch die massen-

bezogene Emissionsbilanz je Tonne geschmolzenen Glases. Damit sind die Berechnungsan-
sätze der VDI 2578:2017 auch auf die Submerged-Combustion-Melting Technologie mit Oxy-

Fuel-Feuerung übertragbar. 
 

Das Merkblatt über die Besten Verfügbaren Techniken (BVT) bei der Glasherstellung, 03/2012, 

Kapitel 6.5, berichtet für mehrere großtechnisch betriebene SCM-Mineralwolle-Wannen ohne 

Oxy-Fuel-Feuerung NOx-Konzentrationen von unter 350 mg/Nm³ bezogen auf 8 % O₂. Diese 
Praxisdaten zeigen, dass auch bei konservativer Betrachtung sehr niedrige NOx-Niveaus er-

reichbar sind.  
 

Vor diesem Hintergrund zeigt die Überprüfung der Abschätzung, dass die in Nebenbestim-
mung 4.2.2.1 nach VDI 2578:2017 berechneten Grenzwerte korrekt sind und fachlich konserva-

tiv auf die  Technologie mit Oxy-Fuel übertragbar sind. 

 

 
 

 

. 

it 

S   

 

Nebenbestimmung 4.2.2.2 Einzelmessungen 

Für die innovative -Technologie mit Oxy-Fuel-Feuerung liegen 

bislang keine Erfahrungswerte vor. Interne Emissionsmessungen ermöglichen eine sachge-
rechte Überprüfung der konservativ angesetzten Grenzwerte unter Nebenbestimmung 4.2.2.1 

und deren mögliche Anpassung an die tatsächlich erreichbaren Emissionsniveaus. Sollten die 

in dieser Genehmigung festgelegten Grenzwerte nicht den tatsächlichen Emissionen entspre-
chen, bleiben weitergehende Überwachungsanforderungen und die Anpassung der Grenz-

werte vorbehalten. 
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Nebenbestimmung 4.2.3.1 Grenzwerte Betriebseinheit III-V 
Entsprechend VDI 3469 Blatt 6 sind die in der Mineralwolleindustrie auftretenden Abgascha-

rakteristika – insbesondere feuchtegesättigte Abgase sowie klebrige, kondensierende bzw. 

aushärtende organische Bestandteile aus Kunstharzbindern – für den dauerhaften, störungs-

freien Betrieb von Cges-Messsystemen regelmäßig nicht geeignet. Diese Bedingungen führen 
zu Ablagerungen, Verblockungen und Messwertverfälschungen, sodass die Anforderungen an 

Verfügbarkeit, Messgenauigkeit und Qualitätssicherung im Sinne der TA Luft nicht dauerhaft 
erfüllt werden können. 

 

Die kontinuierliche Überwachung von Emissionen als Gesamtkohlenstoff (Cges) kann daher für 

die vorliegende Anlage nicht umgesetzt werden. Maßgeblich hierfür ist die fehlende techni-
sche Eignung verfügbarer, eignungsgeprüfter kontinuierlicher Messsysteme für die prozess-

spezifischen Abgasbedingungen. 
 

Zur Sicherstellung eines gleichwertigen Schutzniveaus wird stattdessen ein fachlich geeigne-
ter Überwachungsansatz umgesetzt: Die maßgeblichen gasförmigen Emissionskomponenten 

Phenol und Formaldehyd werden kontinuierlich mit eignungsgeprüften Messsystemen auf 

dem Prinzip der differenziellen optischen Absorptionsspektroskopie (DOAS) überwacht. Eine 

kontinuierliche Messung des Abgasvolumenstroms ist nicht erforderlich. Der Abgasvolumen-
strom ist im Rahmen von wiederkehrenden Einzelmessungen oder anlassbezogen zu bestim-

men, soweit dies zur Beurteilung der Emissionen erforderlich ist. Ergänzend werden Cges-Emis-
sionen in festgelegten Intervallen durch Einzelmessungen ermittelt.  

 

In der bestehenden immissionsschutzrechtlichen Genehmigung, Aktenzeichen: 54.2-b2 

8823.12 Saint-Gobain / Isover Ladenburg, vom 16.08.2011, wurde die Anlage auf der Grundlage 

bereits zugelassen, dass anstelle einer kontinuierlichen Cges-Messung eine kontinuierliche 

Messung von Phenol und Formaldehyd erfolgt und organische Stoffe als Gesamtkohlenstoff 

über wiederkehrende Einzelmessungen erfasst werden. Das Vorgehen wurde zum damaligen 

Zeitpunkt durch ein Gutachten gestützt und hat sich im Betrieb bewährt. 
 

Dieses kombinierte Messkonzept gewährleistet eine kontinuierliche Erfassung der emissions-

relevanten Leitkomponenten sowie eine regelmäßige, normgerechte Verifikation der Gesamt-
organik. Angesichts der nachgewiesenen technischen Nicht-Eignung kontinuierlicher Cges-

Messsysteme unter den gegebenen Prozessbedingungen ist die beantragte Abweichung erfor-
derlich, verhältnismäßig und vollzugstauglich und erfüllt die Anforderungen der TA Luft. 
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Die in der Nebenbestimmung 4.2.3.1 aufgeführten Emissionsgrenzwerte entsprechen den An-
forderungen der TA-Luft Nr. 5.4.2.11 und Nr. 5.4.5.2a außer NOx (siehe Nr. 4.2.3.2). 

 

Nebenbestimmung 4.2.3.2 NOx 

Da die tatsächlichen Massenströme für Stickstoffoxide (als NO₂, NOₓ) derzeit nicht bekannt 
sind, ergibt sich rechnerisch auf Grundlage des in der TA Luft genannten Emissionswertes von 

350 mg/Nm³ und des beantragten Volumenstroms von 451.000 Nm³/h am Emissionsmess-
punkt der Quelle Q202 ein Massenstrom, der grundsätzlich eine kontinuierliche Überwachung 

der NOₓ-Emissionen erforderlich machen würde. Der Betreiber hat jedoch schriftlich erklärt, 

dass die tatsächlichen NOₓ-Emissionen am genannten Emissionsmesspunkt signifikant unter 

50 mg/Nm³ liegen sollen. Unter dieser Annahme würde die Notwendigkeit einer kontinuierli-
chen Messung entfallen. Dem vom Betreiber vorgeschlagenen Emissionswert von 200 mg/m³ 

kann vor diesem Hintergrund nicht entsprochen werden, da er das behauptete Emissionsni-
veau nicht abbildet und einen nicht erforderlichen Emissionsspielraum eröffnen würde. 

Zur Verifikation der vom Betreiber angegebenen niedrigen Emissionswertes wird daher nach 
Inbetriebnahme der umgebauten Anlage zunächst eine Phase mit internen Einzelmessungen 

der NOₓ-Emissionen angeordnet. Auf Grundlage der Ergebnisse dieser Einzelmessungen wird 

anschließend ein verbindlicher Emissionswert für NOₓ festgelegt und abschließend über die 

Erforderlichkeit einer kontinuierlichen Überwachung entschieden. Voraussetzung hierfür ist, 
dass die Messergebnisse die Einhaltung niedriger Emissionswerte unter allen relevanten Be-

triebszuständen belegen. Sollte dies nicht der Fall sein, bleiben weitergehende Überwa-
chungsanforderungen, einschließlich der Anordnung einer kontinuierlichen Messung, vorbe-

halten. 

 

Nebenbestimmung 4.2.3.3 Einzelmessungen 

Im Betrieb werden die relevanten Emissionen Formaldehyd, Phenol und Ammoniak durch ein 

kontinuierliches Messsystem überwacht, das einer jährlichen Funktionsprüfung sowie einer 

Kalibrierung im Dreijahresrhythmus unterliegt. Zusätzlich erfolgt eine jährliche Berichterstat-

tung an das Regierungspräsidium Karlsruhe. Dadurch ist gewährleistet, dass die Emissions-
grenzwerte dauerhaft eingehalten werden. Vor diesem Hintergrund wird auf die Durchführung 

zusätzlicher jährlicher, wiederkehrender Messungen verzichtet, da die kontinuierliche Überwa-

chung die Einhaltung der Emissionsgrenzwerte zwischen den Messungen sicherstellt. 
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Für Stickstoffoxide erfolgt aufgrund der in Nebenbestimmung 4.2.3.3 beschriebenen Vorge-

hensweise eine halbjährliche Einzelmessung anlehnend an die TA Luft Nr. 5.4.5.2a. 
 

Für Gesamtstaub erfolgt aufgrund der in Nebenbestimmung 4.2.3.4.1 beschriebenen abwei-

chenden kontinuierlichen Messung eine jährliche Einzelmessung anlehnend an die TA Luft Nr. 

5.4.5.2a. 
 

Für die organischen Stoffe erfolgt die Messung alle 3 Jahre. 
 

Nebenbestimmung 4.2.3.4 kontinuierliche Messung 

Die kontinuierliche Überwachung ist erforderlich, da gemäß Nr. 5.3.3.2 TA Luft bei Überschrei-

ten der maßgeblichen Emissionsmassenstromschwellen am Emissionsmesspunkt der Anlage 
geeignete Messeinrichtungen eingesetzt werden sollen, um die Funktionsfähigkeit der Abgas-

reinigung kontinuierlich zu überwachen. Vor diesem Hintergrund ist die kontinuierliche Über-
wachung notwendig, um Abweichungen vom ordnungsgemäßen Betrieb frühzeitig zu erken-

nen und die Einhaltung der Emissionsbegrenzungen sicherzustellen. 
 

Nebenbestimmung 4.2.4 Störung oder Ausfall von Abgasreinigungseinrichtungen 

Durch die Verpflichtung, bei Störungen oder Ausfällen von Abgasreinigungseinrichtungen un-

verzüglich geeignete Maßnahmen zu ergreifen, wird sichergestellt, dass Gefährdungen für Be-
schäftigte sowie mittelbare Risiken infolge unkontrollierter Emissionen minimiert werden. Die 

beschränkte Nutzung des Notkamins ausschließlich für Ausnahmefälle gewährleistet eine 
kontrollierte Abführung der Abgase auch bei schwerwiegenden Störungen und dient damit der 

Aufrechterhaltung eines sicheren Anlagenzustands. Die Benachrichtigung gegenüber der zu-

ständigen Behörde bei Überschreitungen von Emissionsgrenzwerten stellt eine wirksame be-

hördliche Überwachung sicher und ermöglicht ein zeitnahes Eingreifen bei sicherheitsrelevan-

ten Abweichungen. 

 

Nebenbestimmung 4.2.5.1 Messplätze 

Der Kamin Q202 ist als Doppelmantelkamin mit einem zentralen Innenrohr für die Abgase des 
Schmelzofens und einem umlaufenden Ringsegment für die übrigen Betriebseinheiten III-V 

ausgeführt. Die Emissionen des Schmelzofens werden nach DIN EN 15259 direkt im Innenrohr 

gemessen, die des Ringsegments im vorgelagerten rechteckigen Sammelkanal. Die Abgase 
des Härteofens werden über eine regenerative thermische Oxidationsanlage geführt, die einen 

prozessbedingt notwendigen Luftstrom benötigt, der jedoch nicht zur Verdünnung des Abga-
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ses dient. Für die Emissionsbewertung wird daher konservativ der maximal mögliche Volumen-

stromanteil von 7.000 Nm³/h rechnerisch berücksichtigt, sodass die ermittelten Konzentratio-
nen tendenziell über den tatsächlichen Werten liegen und eine Unterschätzung der Emissio-

nen ausgeschlossen ist. 

 

5.3.2 Lärm 
 

Für die Geräuschimmissionen konnte gemäß der dem Antrag beigefügten Prognose gemäß der 
Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm der IFB Ingenieure GmbH vom 26.09.2024 (Gut-

achten NR. 11221.03.1) festgestellt werden, dass die prognostizierten Beurteilungspegel die gel-

tenden Immissionsrichtwerte an allen maßgeblichen Immissionsorten zur Nachtzeit um mindes-

tens 12,8dB(A) unterschritten werden. Zur Tagzeit werden die Immissionsrichtwerte der TA 
Lärm an allen maßgeblichen Immissionsorten um mindestens 25,5 dB(A) unterschritten. Da aus-

schließlich die Schallimmissionen der neu geplanten Anlagen bzw. Produktionsgebäude be-
trachtet werden sollten, wurde zur Beurteilung der um 10 dB(A) verminderte Immissionsricht-

wert gemäß der TA Lärm Nr. 2.2 für die jeweilige Gebietsausweisung der Immissionsorte heran-
gezogen und mit den Ergebnissen verglichen. Die um 10 dB(A) verminderten Immissionsricht-

werte der TA Lärm werden im untersuchten Tag- und Nachtzeitraum eingehalten und unter-

schritten. Eine Betrachtung der Vorbelastung im Sinne der TA Lärm ist nicht erforderlich. 

 
5.3.3 Baurecht und Brandschutz 

 
Der Brandschutz ist trotz der Unterschreitung der Abstandsflächen um insgesamt 582,66 m² 

zwischen den baulichen Anlagen auf dem Grundstück mit der Flst.-Nr. 3195/2 ausweislich des 

vorgelegten Brandschutzkonzepts der Balles Fire Security Management GmbH, 052-2024 Index 

0, vom 18.11.2024, weiterhin gewährleistet. Es sind keine nachbarlichen Belange betroffen/be-

einträchtigt. 

 

5.3.4 Luftverkehrssicherheit 

 
Der neue Kamin mit einer maximalen Höhe von 148,69 m über Normalnull (50,00 m über Grund) 

durchdringt die obere Übergangsfläche des Verkehrslandeplatzes Mannheim City um 2,40 m. 

Die luftrechtlichen Anforderungen gemäß §§ 12, 18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) werden durch 
die festgelegten Nebenbestimmungen unter Nr. 4.5.1 bis 4.5.3 dieses Bescheids erfüllt, insbe-

sondere durch die vorgeschriebene Tages- und Nachtkennzeichnung des Kamins gemäß der 
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„Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen“ in der Fas-

sung vom 15. Dezember 2023 und die Genehmigungspflicht für Baugeräte gemäß § 15 Abs. 2 
LuftVG. 

 

5.3.5 Wassergefährdende Stoffe 

 
Die vorgelegten Antragsunterlagen, insbesondere die technischen Beschreibungen, Angaben 

zu eingesetzten Stoffen, zu Rückhalteeinrichtungen sowie zum betrieblichen Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen, lassen erkennen, dass die Einhaltung der grundlegenden Anforderun-

gen der AwSV dem Grunde nach möglich ist. 

 

Die vorgesehenen Prüfungen vor Inbetriebnahme dienen der Überprüfung der ordnungsgemä-
ßen Ausführung und des bestimmungsgemäßen Zustands der Anlage. 

 
Der Öllagerraum unterliegt einer wasserrechtlichen Eignungsfeststellung nach § 63 WHG, die 

zwar Antragsgegenstand des vorliegenden immissionsschutzrechtlichen Änderungsgenehmi-
gungsverfahrens ist. Aufgrund fehlender Unterlagen. u. a. fehlt das fachtechnische Gutachten 

durch einen AwSV-Sachverständigen. Deshalb konnte die wasserrechtliche Eignungsfeststel-

lung nach § 63 WHG nicht gemäß § 13 BImSchG in diese Genehmigung konzentriert werden. Die 

entsprechende Eignungsfeststellung ist daher in einem eigenständigen Verfahren beim Regie-
rungspräsidium Karlsruhe zu beantragen und durchzuführen. 

 
5.3.6 Nassabscheider und Verdunstungskühlanlagen 

 

Die Rückkühlanlage sowie die Filterkammer liegen im Anwendungsbereich der 42. BImSchV. Die 

hierzu angeforderten Angaben wurden am 01.10.2025 vollständig nachgereicht. Auf Grundlage 

der vorgelegten Unterlagen ist festzustellen, dass die Anforderungen der Verordnung eingehal-

ten werden. Dies umfasst insbesondere die ordnungsgemäße Anzeige der Anlagen, die Einhal-

tung der technischen und betrieblichen Vorgaben, die Durchführung der vorgeschriebenen Hy-

giene- und Überwachungsmaßnahmen (u. a. Wasserbehandlung, regelmäßige Untersuchungen, 
Gefährdungsbeurteilung), die Einhaltung der Betreiberpflichten zur Instandhaltung sowie die 

vollständige Dokumentation der Betriebs- und Überwachungsdaten. 
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5.3.7 Betriebssicherheitsverordnung 

 
Die Belange der Betriebssicherheit werden entsprechend den Antragsunterlagen hinreichend 

berücksichtigt. Aus Sicht der Betriebssicherheit bestehen keine Bedenken gegen das bean-

tragte Vorhaben, sofern die Umsetzung gemäß den Antragsunterlagen erfolgt und die in den 

bestehenden Entscheidungen enthaltenen sowie die unter Nr. 4.8.1 – 4.8.12 aufgeführten Ne-
benbestimmungen eingehalten werden. 

 
5.3.8 Arbeitsschutz 

 

Die Belange des Arbeitsschutzes werden entsprechend den Antragsunterlagen hinreichend be-

rücksichtigt. Aus Sicht des Arbeitsschutzes bestehen keine Bedenken gegen die beantragte 
Genehmigung, wenn das Vorhaben entsprechend den Antragsunterlagen realisiert wird und die 

in den bestehenden Entscheidungen ergangenen und die unter Nr. 4.9.1 - 4.9.17 aufgeführten 
Nebenbestimmungen eingehalten werden. 

 

 

6. Gebühren 
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Die festgesetzte Gebühr ergibt sich aus folgenden Positionen: 
 
1.  

 
 

   
  

  
  

   
2.  

 

  

 

  

 
 

 
Gebühren und Auslagen werden nach § 18 LGebG mit der Bekanntgabe der Entscheidung zur 
Zahlung fällig. Wird die Gebühr nicht innerhalb eines Monats nach Fälligkeit entrichtet, so ist 
für jeden angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 vom Hundert des rück-
ständigen, auf volle 50 Euro nach unten abgerundeten Betrages zu entrichten (§ 20 LGebG). 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gebührenentscheidung nach § 80 Abs. 2 Nr. 1 der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) kraft Gesetzes sofort vollziehbar ist. Widerspruch und An-
fechtungsklage haben demnach keine aufschiebende Wirkung gegenüber der Gebührenfest-
setzung und zwar auch dann nicht, wenn diese Wirkung gegenüber der Sachentscheidung ein-
tritt.  
Bitte leisten Sie Zahlungen ausschließlich an die Landesoberkasse Baden-Württemberg, BW-
Bank Karlsruhe, IBAN: DE02 6005 0101 7495 5301 02, BIC: SOLADEST600 und geben Sie als 
Verwendungszweck das oben angeführte Kassenzeichen an. 

 

 

 

 
7. Rechtsbehelfsbelehrung 
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Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Verwal-

tungsgericht Karlsruhe erhoben werden. 
 

 
 

 

Freundliche Grüße 

 
Dr. Gabriel Striegel 

Anlage 

1 gesiegelter Antragsordner (Fertigung 2, wird getrennt versandt) 

 
 

Informationen zum Schutz personenbezogener Daten finden Sie auf unserer Internetseite unter 
https://rp.baden-wuerttemberg.de/datenschutzerklaerungen-der-regierungspraesidien-b-w/ 
Auf Wunsch werden diese Informationen in Papierform versandt. 

 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/datenschutzerklaerungen-der-regierungspraesidien-b-w/
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